Kollektivvertrag versus "politische Unkultur" 
Kürzlich haben die Vertreter der Uni-ÄrztInnen Mitglieder der Bundesregierung massiv kritisiert: Von den Ministern Hahn und Molterer gibt es eine ablehnende Haltung dar​über, den geplanten neuen Kollektivvertrag (KV) der Univer​sitäten mit angemessenen Finanzmitteln auszustatten. Seit der Privatisierung der Med. Unis sind Dienstverträge schlechter bezahlt, fast ausschließlich befristet und jeder​zeit kündbar. Vorrückungen und Karrieremodelle sind nicht mehr gesetzlich vorgesehen. Bewerbungen guter Wissen​schafter sind daher zurückgegangen. 
Die Betriebsräte der Med. Unis, Thomas Szekeres (Wien), Martin Tiefenthaler (Innsbruck) und Gerhard Schuhmann (Graz) warnten in einer gemeinsamen Aussendung mit Ha​rald Mayer, dem Obmann der Angestellten ÄrztInnen in der ÖÄK, vor drohendem „Brain-Drain“. „Der internationale Wettbewerbsnachteil ist eklatant. Wenn die Entwicklung anhält, wird Österreich als Standort für Spitzenmedizin und –forschung in kürzester Zeit dem Rest der Welt hinterher​hinken.“ Mittelfristig werde es zu Personalengpässen und als Folge davon zu Konsequenzen in der Patientenversor​gung der Uni-Kliniken kommen (Wartezeiten, eingeschränk​tes Spektrum an Therapieoptionen). Die aus der Einrich​tung eigener Medizin. Universitäten samt Aufbau separater Verwaltungsstrukturen resultierenden Mehrkosten wurden durch Gehalts- und Personalreduktionen finanziert. 
„Auch bei steigenden Studentenzahlen ist eine Personal​einsparung unklug“, so Richard Kdolsky, der als Chef-Verhandler der Hochschullehrer-Gewerkschaft in der GÖD mit dem Dachverband der Universitäten und mit Wissen der Bundesregierung fast vier Jahre lang einen KV verhan​delte. „Es gab das politische Wort von Gehrer, dass die An​laufkosten für den KV vom Ministerium gezahlt werden müssen.“ Wenn Hahn sich nicht daran gebunden fühlt oder sich nicht daran erinnert, ist das „Politische Unkultur“. Deshalb appellierten die Betriebsräte der Med. Unis Öster​reichs und die ÖÄK, Angestellte Ärzte, gemeinsam an die verantwortlichen Minister VK Molterer und BM Hahn, ihren Standpunkt, die Kosten für den KV nicht bedecken zu wol​len, zu korrigieren. Andernfalls kommt es für die Med. Unis neben schlechten Dienstverhältnissen zu einer schlechte​ren medizinischen Versorgung für die Bevölkerung und ein​geschränkten Forschungen in den medizinischen Wissen​schaften. (APA, K. Heimberger) 

